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Der Vorsorgeauftrag 

 

Seit 1. Januar 2013 gilt das neue Erwachsenen-

schutzrecht des Schweizerischen Zivilgesetzbu-

ches. Bis dahin gab es für eine Person, deren 

Urteilsfähigkeit weggefallen war, vormund-

schaftliche Massnahmen. Das neue Erwachse-

nenschutzrecht bietet nun die Möglichkeit mit ei-

nem Vorsorgeauftrag zu bestimmen, wer die Be-

lange einer Person wie führen soll, wenn diese 

durch Krankheit oder Unfall urteilsunfähig wird. 

 

Inhalt 

Mit einem Vorsorgeauftrag können folgende drei 

Bereiche geregelt werden: Die Personensorge, 

die Vermögenssorge und die Vertretung im 

Rechtsverkehr. 

Bei der Personensorge geht es um die Unter-

bringung, den persönlichen Kontakt, die medizi-

nische Betreuung und allenfalls Pflege. Die Ver-

mögenssorge beinhaltet sowohl den Zahlungs-

verkehr als auch die Bewirtschaftung des Ver-

mögens. Bei Vertretung im Rechtsverkehr wer-

den sowohl die Unterzeichnung und Auflösung 

von Verträgen als auch die Einleitung oder Wei-

terführung von Prozessen geregelt. 

 

Beauftragte Person 

Dem Auftraggeber steht es frei zu bestimmen, 

wie er die drei Bereiche regeln will. Er kann für 

alle drei Bereiche dieselbe Person bestimmen, 

aber auch eine Aufteilung vornehmen. Als Vor-

sorgebeauftragter kann jede handlungsfähige 

natürliche oder juristische Person bezeichnet 

werden. In der Regel werden der Ehegatte und 

die gemeinsamen Nachkommen beauftragt. Es 

ist jedoch durchaus vorstellbar, dass für die Ver-

mögensvorsorge eine Bank beauftragt wird. 

 

Form 

Der Vorsorgeauftrag kann eigenhändig errichtet 

oder öffentlich beurkundet werden. Der eigen-

händige Vorsorgeauftrag ist von der auftragge-

benden Person – analog zum eigenhändigen 

Testament – von Anfang bis Ende von Hand nie-

derzuschreiben, zu datieren und zu unterzeich-

nen. Der Vorsorgeauftrag kann auch von einer 

Urkundsperson d.h. einem Notar oder einer No-

tarin verfasst und öffentlich beurkundet werden. 

 

Wirkung 

Der Vorsorgeauftrag entfaltet seine Wirkung, so-

bald die auftraggebende Person urteilsunfähig 

geworden ist, wobei es sich auch nur um eine 

vorübergehende Urteilsunfähigkeit handeln 

kann. In jenem Zeitpunkt muss der Vorsorgeauf-

trag von der zuständigen Behörde in Kraft ge-

setzt werden, je nach Kanton von der Kindes- 

und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) oder 

vom Familiengericht. Die Behörde prüft, ob die 

Urteilsunfähigkeit vorliegt, ob ein gültig errichte-

ter Vorsorgeauftrag vorliegt und ob die beauf-

tragte Person geeignet ist, die Tätigkeit auszu-

üben. Die beauftragte Person kann ihre Beru-

fung auch ablehnen.  

Die zuständige Behörde händigt der beauftrag-

ten Person eine Urkunde aus, die ihre Befug-

nisse regelt. 

 

Hinterlegung 

Der Hinterlegungsort des Vorsorgeauftrags kann 

beim Zivilstandsamt des Wohnsitzes in eine 

zentrale Datenbank eingetragen werden. Damit 

ist sichergestellt, dass der Vorsorgeauftrag bei 

Eintritt der Urteilsunfähigkeit zum Tragen 

kommt. 


